
Hand in Hand gegen 
Schulverweigerung 

Möglichkeiten der Kooperation der beteiligten 
Professionen 



  
 Schulschwänzer haben 

jeweils ein erhöhtes Risiko  

• keinen Schulabschluss zu erreichen 
• dauerhaft kein selbstbestimmtes Leben zu 

führen, abhängig von Sozialleistungen zu 
bleiben 

• Suchtkrank zu werden 
• Psychisch zu erkranken 
• Früher zu versterben 
• Straftäter zu werden  

 
Schulbesuch ist wichtig für die psychosoziale 
Entwicklung junger Menschen. 



 §98 Ordnungswidrigkeitengesetz (OWiG) 
 
(1) Wird die gegen einen Jugendlichen festgesetzte Geldbuße auch nach 
Ablauf der in § 95 Abs. 1 bestimmten Frist nicht gezahlt, so kann der 
Jugendrichter auf Antrag der Vollstreckungsbehörde oder, wenn ihm selbst 
die Vollstreckung obliegt, von Amts wegen dem Jugendlichen auferlegen, 
an Stelle der Geldbuße 

 1. Arbeitsleistungen zu erbringen, 

 2. nach Kräften den durch die Handlung verursachten Schaden 
 wiedergutzumachen, 

 3. bei einer Verletzung von Verkehrsvorschriften an einem 
 Verkehrsunterricht teilzunehmen, 

 4. sonst eine bestimmte Leistung zu erbringen, 

wenn die Bewilligung einer Zahlungserleichterung, die Beitreibung der 
Geldbuße oder die Anordnung der Erzwingungshaft nicht möglich oder 
angebracht erscheint. 

Der Jugendrichter kann die Anordnungen nach Satz 1 nebeneinander 
treffen und nachträglich ändern. 

  

 

http://www.juraforum.de/gesetze/owig/95-beitreibung-der-geldbusse
http://www.juraforum.de/gesetze/owig/95-beitreibung-der-geldbusse
http://www.juraforum.de/gesetze/owig/95-beitreibung-der-geldbusse


§ 34  Jugendgerichtsgesetz (JGG) 
 

Aufgaben des Jugendrichters 

 

(1) Dem Jugendrichter obliegen alle Aufgaben, die ein Richter beim 
Amtsgericht im Strafverfahren hat. 

(2) Dem Jugendrichter sollen für die Jugendlichen die familiengerichtlichen 
Erziehungsaufgaben übertragen werden. Aus besonderen Gründen, 
namentlich wenn der Jugendrichter für den Bezirk mehrerer Amtsgerichte 
bestellt ist, kann hiervon abgewichen werden. 

(3) Familiengerichtliche Erziehungsaufgaben sind 

1.die Unterstützung der Eltern, des Vormundes und des Pflegers durch 
geeignete Maßnahmen (§ 1631 Abs. 3, §§ 1800, 1915 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches),  

2.die Maßnahmen zur Abwendung einer Gefährdung des Jugendlichen (§§ 
1666, 1666a, 1837 Abs. 4, § 1915 des Bürgerlichen Gesetzbuches).  

 

http://dejure.org/gesetze/BGB/1631.html
http://dejure.org/gesetze/BGB/1800.html
http://dejure.org/gesetze/BGB/1915.html
http://dejure.org/gesetze/BGB/1666.html
http://dejure.org/gesetze/BGB/1666a.html
http://dejure.org/gesetze/BGB/1837.html
http://dejure.org/gesetze/BGB/1915.html


§ 1666 BGB  

Gerichtliche Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls 

(1) Wird das körperliche, geistige oder seelische Wohl des Kindes oder sein 
Vermögen gefährdet und sind die Eltern nicht gewillt oder nicht in der 
Lage, die Gefahr abzuwenden, so hat das Familiengericht die Maßnahmen 
zu treffen, die zur Abwendung der Gefahr erforderlich sind. 

... 

(3) Zu den gerichtlichen Maßnahmen nach Absatz 1 gehören insbesondere 

Gebote, öffentliche Hilfen wie zum Beispiel Leistungen der Kinder- und 
Jugendhilfe und der Gesundheitsfürsorge in Anspruch zu nehmen,  

Gebote, für die Einhaltung der Schulpflicht zu sorgen,  

Verbote, vorübergehend oder auf unbestimmte Zeit die Familienwohnung 
oder eine andere Wohnung zu nutzen, sich in einem bestimmten Umkreis 
der Wohnung aufzuhalten oder zu bestimmende andere Orte aufzusuchen, 
an denen sich das Kind regelmäßig aufhält,  

Verbote, Verbindung zum Kind aufzunehmen oder ein Zusammentreffen 
mit dem Kind herbeizuführen,  

die Ersetzung von Erklärungen des Inhabers der elterlichen Sorge,  

die teilweise oder vollständige Entziehung der elterlichen Sorge.  

  



Hannoversches Projekt zur Bekämpfung 
des Schulabsentismus 

 

Arbeitsweise des Jugendgerichts nach Eingang des Owi-
Bescheids: 
 
• Zielgruppe Schüler zwischen 14 und 17,5 Jahren 
•  jeweils mehr als 20 Fehltage ( 2013 insges. 228 Schüler, 2014

 insges.  216 Schüler) 
 
In diesen Fällen leitet das Jugendgericht ein Familienverfahren 
ein, es wird ein Jugendamtsbericht des ASD eingeholt. 
  
 



• häufig erfährt Jugendamt erstmals vom Schulabsentismus 
• ca. 90% der Fälle werden bereits auf dieser Stufe kooperativ mit den 

Eltern gelöst 
• 10% der Fälle ohne Lösung auf dieser Stufe, Jugendamt berichtet an 

das Jugendgericht 
• Gericht bestellt nun Verfahrensbeistand für das Kind (§158 FamFG) 
• Gericht bestimmt Anhörungstermin in etwa 2-4 Wochen 
 geladen werden Eltern, Schüler, Klassenlehrer, Verfahrensbeistand 
 und Jugendamtsmitarbeiter/in 
• Im Termin veränderte Arbeitsweise des Jugendrichters, gemeinsames 

Problemlösungsgespräch (wer braucht was von wem), Einbindung 
der Eltern, veränderte Sitzordnung, Dialog auf Augenhöhe 

• Ziel ist der Abschluss einer Vereinbarung mit Eltern und Schüler 
• Gelänge dies nicht (bislang noch nicht passiert) kann das 

Jugendgericht die elterliche Sorge für den Teilbereich schulische 
Angelegenheiten entziehen und einen Ergänzungspfleger bestellen 

 



Der Ergänzungspfleger (freiberuflicher Anbieter, 
wird aus Justizkasse bezahlt) hat die Aufgabe: 

• eine geeignete Schule in Absprache mit dem Schüler zu 
suchen 
 

• mit Lehrern in Kontakt zu sein 
 

• Schüler ggfls. morgens zu wecken und in die Schule zu 
bringen (für etwa 2 Wochen) 
 

• Er ist der Träger der Verantwortung für diesen Bereich 



















Beteiligte am Verfahren: 
Schüler 
Sorgeberechtigte/ Eltern 
Lehrer/ Rektoren 
Jugendamt Allgemeiner Sozialdienst 
Jugendgerichtshilfe  
Verfahrensbeistand 
Jugendrichter 
Ergänzungspfleger 
Familienhelfer/ Erziehungsbeistände 
Schulsozialarbeiter 
Integrationshelfer 
 



Vorteil der Bearbeitung durch den 
Jugendrichter: 

• es kann durch das familiengerichtliche Verfahren Hilfe in 
die Familie gebracht werden 

• gleichzeitig kann in Fällen, in denen das Problem verstärkt 
auf Schülerebene liegt Druck über Arrest auf den Schüler 
ausgeübt werden 

• durch die jetzt bestehende Verbindung zum ASD kann der 
Arrest in die pädagogische Arbeit aufgenommen werden 

• durch kreative Nutzung der „sonstigen Leistung“ in § 98 
OWiG kann die Motivation des Schülers für die Zukunft 
hoch gehalten werden 

  



Scheitert dieses Verfahren wg. 
mangelnder Mitarbeit, zu großen 

Problemfeldern oder der 
Auffassung, dass der bloße Entzug 

der elterlichen Sorge für die 
schulischen Angelegenheiten nicht 
ausreicht, erfolgt frühestmöglichst 

Abgabe an das Familiengericht. 



Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit! 


